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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

GlE: Ansatz eines niedrigeren gemeinen Werts bei der Bewertung des 
Grundvermögens für Zwecke der Grundsteuer ab 1. Januar 2025 

Die obersten Finanzbehörden der Länder haben koordinierte Erlasse zu den 
BFH-Beschlüsse vom 27.5.2024 - II B 78/23 (AdV) und II B 79/23 (AdV) zum 
Ansatz eines niedrigeren gemeinen Werts bei der Bewertung des 
Grundvermögens für Zwecke der Grundsteuer nach dem Bundesmodell ab 
1.1.2025 und zur Aussetzung der Vollziehung von Bescheiden über die 
Feststellung des Grundsteuerwerts veröffentlicht. 

 1.     Ansatz eines niedrigeren gemeinen Werts bei der Bewertung von 
Grundvermögen ab dem 1. Januar 2025 (zu I. und II.): 

Mit Beschlüssen (siehe unseren Blogbeitrag) vom 27. Mai 2024 (II B 78/23 
(AdV), BStBl. II S. NN) und II B 79/23 (AdV), BStBl. II S. NN) hat der 
Bundesfinanzhof in zwei Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes entschieden, 
dass Steuerpflichtige im Einzelfall unter bestimmten Bedingungen die Möglichkeit 
haben müssen, einen unter dem festgestellten Grundsteuerwert liegenden 
gemeinen Wert ihres Grundstücks nachzuweisen. 

Die obersten Finanzbehörden der Länder äußern sich zunächst dahingehend, 
dass der Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts gesetzlich nicht 
vorgesehen ist. Soweit sich im Einzelfall ein Unterschied zwischen dem gem. §§ 
218 BewG ermittelten Grundsteuerwert und dem gemeinen Wert iSd. § 9 BewG 
ergibt, sei dieser aufgrund der typisierenden Betrachtungsweise grds. 
hinzunehmen. 

Die Grenzen der Typisierung finden sich lt. Auffassung des BFH jedoch im 
Übermaßverbot. Das Übermaßverbot kann insbesondere dann verletzt sein, wenn 
der vom Finanzamt festgestellte Grundsteuerwert den nachgewiesenen 
niedrigeren gemeinen Wert um 40 % oder mehr übersteigt (BFH-Beschlüsse vom 
27. Mai 2024). Den Steuerpflichtigen trifft hierbei die Nachweispflicht des 
niedrigeren gemeinen Werts, der nach den Grundsätzen des § 198 Abs. 2 BewG 
erbracht werden kann. 

Für den Nachweise eines geringeren gemeinen Werts sollen in entsprechender 
Anwendung von § 198 Abs. 1 Satz 2 BewG grundsätzlich die auf Grund des § 
199 Abs. 1 BauGB erlassenen Vorschriften gelten (insofern indirekter Verweis auf 
die ImmoWertV). Als Nachweis des niedrigeren Wertes sollen entsprechend § 
198 Abs. 2 BewG Gutachten des zuständigen Gutachterausschusses i.S.v. §§ 
192 ff. BauGB oder der anderen in den Erlassen genannten Gutachtern dienen. 
Darüber hinaus können in entsprechender Anwendung von § 198 Abs. 3 BewG 
auch im gewöhnlichen Geschäftsverkehr innerhalb eines Jahres vor oder nach 
dem Hauptfeststellungszeitpunkt zustande gekommene Kaufpreise dienen, wenn 
die maßgeblichen Verhältnisse unverändert sind 

2.     Anwendung (zu III.): 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/243765/neue-grundsteuer-aussetzung-der-vollziehung-einer-grundsteuerwertfeststellung-im-sogenannten-bundesmodell/
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Die unter 1. genannten Grundsätze sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 

 In Fällen, in denen 

 • der Grundsteuerwert den nachgewiesenen gemeinen Wert um mindestens 40% 
übersteigt, 

• der Grundsteuerwert bestandskräftig festgestellt wurde und 

• die Feststellung nicht mehr nach den Korrekturvorschriften der Abgabenordnung 
änderbar ist,  

ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine fehlerbeseitigende 
Wertfortschreibung (§ 222 Absatz 3 BewG) vorliegen. Bei Durchführung der 
fehlerbeseitigenden Wertfortschreibung ist die Wertfortschreibungsgrenze (§ 222 
Absatz 1 BewG) zu beachten. 

3.     Aussetzung der Vollziehung (zu IV.) 

Im Hinblick auf die Beschlüsse des Bundesfinanzhofs vom 27. Mai 2024 (a. a. O.) 
ist ab sofort Anträgen auf Aussetzung der Vollziehung von Bescheiden über die 
Feststellung des Grundsteuerwerts zu entsprechen, wenn und soweit schlüssig 
dargelegt wird, dass der Grundsteuerwert den Verkehrswert um mindestens 40% 
übersteigt. 

Ein Verkehrswertgutachten ist zum Zeitpunkt der AdV noch nicht erforderlich. Die 
obersten Finanzbehörden der Länder haben keine Bedenken, als Ergebnis der 
summarischen Prüfung vorbehaltlich anderweitiger Erkenntnisse 50% des 
Grundsteuerwertes von der Vollziehung auszusetzen. 

Fundstelle 

Ministerium der Finanzen und für Europa des Landes Brandenburg, 24.06.2024, 
36-S 3000/2024-01/06, FMNR202401246. 

 

Bundeskabinett beschließt u.a. Entwurf für ein 
Steuerfortentwicklungsgesetz (SteFeG) 

Das Bundeskabinett hat in seiner heutigen Sitzung die Regierungsentwürfe für (1) 
ein „Gesetz zur Fortentwicklung des Steuerrechts und zur Anpassung des 
Einkommensteuertarifs“ sowie (2) ein „Gesetz zur steuerlichen Freistellung des 
Existenzminimums 2024“ beschlossen. Die Entwürfe liegen derzeit noch nicht vor. 

Mit beiden Gesetzen sollen laut Pressemitteilung des BMF überwiegend die mit 
der Wachstumsinitiative angekündigten Maßnahmen umgesetzt werden, die zum 
großen Teil bereits im Referentenentwurf für ein 2. JStG 2024 enthalten sind 
(siehe unseren Blogbeitrag). Möglicherweise werden die Inhalte des 2. JStG 
2024 in zwei getrennte Verfahren überführt. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/244253/steuern-recht-newsflash-11.-juli-2024/
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Neben den im Referentenentwurf für ein 2. JStG 2024 vorgesehenen Regelungen 
sollen die Regelungen zur Sammelpostenmethode reformiert, die Möglichkeit der 
degressiven Abschreibung bis 2028 verlängert sowie die maximale 
Bemessungsgrundlage für die Forschungszulage erhöht werden. Daneben sollen 
der Grundfreibetrag und die Tarifeckwerte bei der Einkommensteuer sowie der 
Kinderfreibetrag bereits rückwirkend für den VZ 2024 (bisher nur VZ 2025+2026) 
erhöht werden. 

Fundstelle 

BMF, Pressemitteilung vom 24. Juli 2024.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2024/07/2024-07-24-gesetz-zur-steuerfortentwicklung.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 25. Juli 2024 

 
 
Die Existenz des mit dem Gesetz zur weiteren Förderung der 
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 
Vorschriften geschaffenen Wahlrechts des Steuerpflichtigen, auch 
für Veräußerungen vor dem 31.07.2019 rückwirkend die 
Neuregelung des § 17 Abs. 2a EStG in Anspruch zu nehmen (§ 52 
Abs. 25a Satz 2 EStG), lässt die im Senatsurteil vom 11.07.2017, 
IX R 36/15 angeordnete befristete Fortgeltung der herkömmlichen 
Rechtsgrundsätze zur Behandlung von (ehemals) 
eigenkapitalersetzenden Finanzierungshilfen im Rahmen des § 17 
EStG nicht entfallen. Steuerpflichtige können im Fall der 
Nichtausübung des Wahlrechts nach § 52 Abs. 25a Satz 2 EStG 
nicht auf die Anwendung dieser Fortgeltungsanordnung verzichten. 
 
Zum Urteil 
 
 
An der auch bei sogenannten Kurbetrieben zur Annahme eines 
BgA erforderlichen Einnahmeerzielungsabsicht im Sinne von § 4 
Abs. 1 Satz 1 KStG kann es bei Einrichtungen, die ‑‑wie 
beispielsweise einem Park‑‑ der Öffentlichkeit zugänglich sind, 
ohne dass der Zugang mit dem Zweck der Erhebung eines 
Nutzungsentgelts kontrolliert wird, fehlen. 
Die Übergangsregelung des § 34 Abs. 6 Satz 5 KStG i.d.F. des 
Jahressteuergesetzes 2009 setzt das Vorliegen eines BgA im 
Sinne von § 4 KStG voraus. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
Bei Aufnahme einer weiteren Tätigkeit durch eine 
Kapitalgesellschaft, auf die § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes (KStG) Anwendung findet, ist erst mit 
der getrennten Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte und 
mit dem Unterlassen einer Verlustverrechnung oder eines 
Verlustabzugs (§ 8 Abs. 9 Satz 2, 4 und 5 KStG) eine 
Entscheidung darüber verbunden, ob eine neue, gesonderte 
Sparte im Sinne des § 8 Abs. 9 Satz 3 Halbsatz 1 KStG vorliegt. 
Dies gilt entsprechend für den Veranlagungszeitraum, in dem eine 
Organschaft neu begründet wird. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil IX R 12/23: Zur 
Berücksichtigung von 
Verlusten nach § 17 
Abs. 4 EStG und § 20 
Abs. 2 EStG - Kein 
Wahlrecht bezüglich 
der BFH-
Vertrauensschutz-
regelung 
 
 
20. Februar 2024 
 

Urteil V R 50/20: 
Betrieb gewerblicher 
Art (BgA) gemäß § 4 
Abs. 1 des 
Körperschaftsteuer-
gesetzes (KStG) – 
Einnahmeerzielungs-
absicht 
 
 
 
18. April 2024 
 

 

 
Urteil V R 2/24: 
Zuordnung von 
erstmalig 
zuzurechnendem 
Einkommen einer 
Organgesellschaft im 
Rahmen der 
Spartenrechnung des 
Organträgers 
 
 
14. März 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410128/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410124/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410125/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VII R 16/21: Haftung eines vorläufigen Sachwalters als 
Verfügungsberechtigter gemäß § 35 AO 
20. Februar 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 9/21: Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26a EStG für eine 
nebenberufliche ehrenamtliche Tätigkeit als Aufsichtsrat einer 
kommunalen GmbH 
8. Mai 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil XI R 16/20: Zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung von 
Zusatzvergütungen für in der Vergangenheit überlassene Urheberrechte 
8. Mai 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 22/22: Rückstellung für Altersfreizeit 
5. Juni 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Klagebefugnis der inländischen Feststellungsbeteiligten einer 
ausländischen Personengesellschaft bei Streit über die Auslegung und 
Anerkennung der Gewinnverteilungsabrede 
Eine Klagebefugnis der inländischen Feststellungsbeteiligten einer ausländischen 
(Fonds-)Personengesellschaft gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 4 der 
Finanzgerichtsordnung (FGO) ist gegeben, wenn über die Auslegung und 
steuerrechtliche Anerkennung der Gewinnverteilungsabrede Streit besteht. Die 
Klagebefugnis der Gesellschafter entfällt auch nicht deshalb zugunsten einer 
alleinigen Klagebefugnis der Gesellschaft gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 1 FGO, weil das 
Finanzamt aus der Nichtanerkennung der Gewinnverteilungsabrede den Schluss 
zieht, dass kapital-disproportionale Gewinnanteile aus einem Carried Interest auf 
Ebene der Fondsgesellschaft als Tätigkeitsvergütungen und Aufwendungen der 
Gesellschaft zu behandeln sind und dies in der Ermittlung der festzustellenden 
Einkünfte auf der Gesellschaftsebene berücksichtigt wird. Dies hat der BFH in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Klägerin ist die X, eine Limited Partnership nach dem Recht der Cayman Islands. 
Gesellschaftszweck der Klägerin ist die Investition in Beteilungen an 
außerbörslichen Unternehmen mit der Absicht, hieraus Zinsen, Dividenden und 
Veräußerungsgewinne zu erzielen. Gesellschafter sind der ausländische General 
Partner und die beschränkt haftenden Limited Partner (Investoren). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410126/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410127/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410129/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410130/
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In den Jahren 2006, 2007 und 2010 (Streitjahre) gab es ungefähr 100 Investoren, 
von denen 15 Gesellschafter im Inland ansässig waren. Zu diesen gehörten 
sowohl Kapitalgesellschaften als auch natürliche Personen, die die Beteiligung an 
der Klägerin entweder im Betriebsvermögen oder im Privatvermögen hielten. 
Dem General Partner und den Limited Partnern wurden in den Streitjahren nach 
den Regelungen des Gesellschaftsvertrags Gewinne unter Berücksichtigung des 
Carried Interest zugewiesen und auf den Kapitalkonten gutgeschrieben. 
Die Klägerin wurde für die Streitjahre vom Finanzamt als vermögensverwaltende 
ausländische Personengesellschaft und aufgrund der Beteiligungen inländischer 
Kapitalgesellschaften und inländischer betrieblicher Anleger als sogenannte 
Zebragesellschaft eingestuft. Für die Streitjahre wurden für die inländischen 
unbeschränkt steuerpflichtigen Anleger gemäß § 179 Abs. 2 Satz 2, § 180 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a der Abgabenordnung (AO) als Feststellungsbeteiligte 
Einkünfte aus Kapitalvermögen und aus privaten Veräußerungsgeschäften 
gesondert und einheitlich festgestellt. 
In den Feststellungserklärungen für die Streitjahre erklärte die Klägerin diejenigen 
Kapitalerträge, die sich nach Abzug des jeweiligen Ergebnisanteils des General 
Partners einschließlich eines Carried Interest für die inländischen 
Feststellungsbeteiligten als Limited Partner ergaben. 
Bei einer Außenprüfung für die Streitjahre gelangte die Prüferin zu dem Ergebnis, 
der Carried Interest des General Partners sei in allen Streitjahren nicht als 
Gewinnanteil, sondern als Tätigkeitsvergütung einzuordnen, die die Limited 
Partner dem General Partner im Rahmen eines abgekürzten Zahlungswegs über 
die Gewinnverteilung gezahlt hätten. 
Die Klage vor dem Finanzgericht München hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision aus verfahrensrechtlichen Gründen stattgegeben, die 
Entscheidung der Vorinstanz aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung 
und Entscheidung an das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Das Finanzgericht hat es unterlassen, neben den ausgeschiedenen 
Gesellschaftern der Klägerin auch die übrigen inländischen Gesellschafter 
(Feststellungsbeteiligten) gemäß § 60 Abs. 3 FGO notwendig beizuladen. Diese 
sind jeweils gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 4 FGO persönlich klagebefugt und haben 
nicht selbst Klage erhoben. Hierin liegt ein Verstoß gegen die Grundordnung des 
Verfahrens. 
Eine Klagebefugnis der inländischen Feststellungsbeteiligten einer ausländischen 
(Fonds-)Personengesellschaft gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 4 FGO ist gegeben, wenn 
über die Auslegung und steuerrechtliche Anerkennung der 
Gewinnverteilungsabrede Streit besteht. 
Die Klagebefugnis der Gesellschafter entfällt auch nicht deshalb zugunsten einer 
alleinigen Klagebefugnis der Gesellschaft gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 1 FGO, weil das 
Finanzamt aus der Nichtanerkennung der Gewinnverteilungsabrede den Schluss 
zieht, dass kapital-disproportionale Gewinnanteile aus einem Carried Interest auf 
Ebene der Fondsgesellschaft als Tätigkeitsvergütungen und Aufwendungen der 
Gesellschaft zu behandeln sind und dies in der Ermittlung der festzustellenden 
Einkünfte auf der Gesellschaftsebene berücksichtigt wird. 
Dass § 18 Abs. 1 Nr. 4 EStG nur auf Ebene des Carried Interest-Berechtigten 
oder einer Carry-Holder-Gesellschaft Wirkung entfaltet und keine Bedeutung für 
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die Gewinnverteilung und Einkünfteermittlung auf Ebene der Fondsgesellschaft 
hat (BFH-Urteil vom 11.12.2018, VIII R 11/16, BFHE 263, 418, Rz 50), ergibt sich 
auch aus dem Normzweck und der systematischen Verortung in § 18 Abs. 1 Nr. 4 
EStG statt in den Regelungen zur Einkünfteermittlung gemäß § 20 Abs. 1, Abs. 2 
i.V.m. Abs. 4 oder § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 3 EStG. 
§ 18 Abs. 1 Nr. 4 EStG ist danach keiner Auslegung zugänglich, die die in Tz. 24 
des BMF-Schreibens vom 16.12.2003 (BStBl I 2004, 40) enthaltene Sichtweise 
stützt. Weder wird der erhöhte Gewinnanteil überhaupt in eine schuldrechtliche 
Tätigkeitsvergütung umqualifiziert noch lässt sich aus dem Gesetzeswortlaut und 
Normzweck ableiten, dass die Regelung in die Gewinnverteilung und 
Einkünfteermittlung der Fondsgesellschaft hineinwirkt und auf dieser Ebene ein 
der Einkommensverwendung zuzurechnender Gewinnverzicht der Investoren 
stattfindet. 
Der Carried Interest–Berechtigte und die Investoren erzielen auf der Fondsebene 
vielmehr die ihnen im Rahmen der Gewinnverteilung zugewiesenen Beträge und 
Einkünfte (§ 20 Abs. 1, Abs. 2, § 23 EStG); Werbungskosten und 
Veräußerungskosten der Investoren können aufgrund des Carried Interest nicht 
entstehen (vgl. Lauer/Dürr, Ubg 2023, 435 (441)). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 16. April 2024 (VIII R 3/21), veröffentlicht am 18. Juli 2024. 
 
Höhe der Aussetzungszinsen verfassungsgemäß 
Die Höhe der Aussetzungszinsen nach §§ 237, 238 Abgabenordnung von 
monatlich 0,5% ist verfassungsgemäß. Die Entstehung von Aussetzungszinsen 
beruht grundsätzlich auf einem Antrag der Steuerpflichtigen oder wird jedenfalls 
bewusst in Kauf genommen. Das Bundesverfassungsgericht hat seine 
Unvereinbarkeitserklärung hinsichtlich der Zinshöhe bei der sog. Vollverzinsung 
nach § 233a Abgabenordnung auf diese beschränkt. Die 
Unvereinbarkeitserklärung erstreckt sich ausdrücklich nicht auf andere 
Verzinsungstatbestände. Dies hat das Finanzgericht Baden-Württemberg in 
einem Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger erzielte in den Streitjahren 2012 bis 2015 gewerbliche Einkünfte. 
Wegen formeller Buchführungsmängel wurden die erklärten Umsätze zunächst 
jeweils um 50.000 € erhöht. 
Der Kläger legte gegen die Umsatzsteueränderungsbescheide für 2012 und 2013 
Einspruch ein und beantragte die Aussetzung der Vollziehung. Das Finanzamt 
gewährte die Aussetzung der Vollziehung mit Verfügung vom 22.11.2017 vom 
Fälligkeitstag an (18.12.2017) i.H. von jeweils 9.500 €. 
Auch gegen die Umsatzsteueränderungsbescheide 2014 und 2015 legte der 
Kläger Einspruch ein und beantragte deren Aussetzung der Vollziehung. Das 
Finanzamt gewährte diese mit Verfügung vom 5.6.2019 vom Fälligkeitstag an 
(24.6.2019) i.H. von 9.831,17 € (2014) und 9.819,20 € (2015). Die Aussetzung 
der Vollziehung war jeweils befristet bis einen Monat nach Bekanntgabe der 
Einspruchsentscheidung. 
Das Finanzamt wies die Einsprüche mit Einspruchsentscheidungen vom 
31.5.2019 (für 2012 und 2013) und vom 31.5.2021 (für 2014 und 2015) als 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410121/
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unbegründet zurück. Hiergegen erhob der Kläger Klage. Diese hatte teilweise 
Erfolg. Die Zuschätzungen wurden jeweils um 20.000 € für 2012 und 2013 sowie 
um 25.000 € für 2014 und 2015 gemindert und die Umsatzsteuerfestsetzungen 
2012 bis 2015 entsprechend geändert. Sodann setzte das beklagte Finanzamt 
Aussetzungszinsen zur Umsatzsteuer 2012 bis 2015 fest. Hiergegen erhob der 
Kläger nach erfolglosem Einspruch Klage. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg wies die Klage ab. Das Finanzamt habe 
die Aussetzungszinsen nach Maßgabe der §§ 237, 238 Abgabenordnung 
zutreffend festgesetzt. 
Zu Recht gehe das Finanzamt von einem Beginn des Zinslaufs für die 
Umsatzsteuer für 2012 und 2013 am 18.12.2017 und für die Umsatzsteuer für 
2014 und 2015 am 24.6.2019 aus. Sei nämlich --wie hier-- die Vollziehung erst 
nach dem Eingang des Rechtsbehelfs ausgesetzt worden, so beginne die 
Verzinsung mit dem Tag, an dem die Wirkung der Aussetzung der Vollziehung 
beginne. Da das Finanzamt die Vollziehung rückwirkend ab dem jeweiligen 
Fälligkeitstag der Umsatzsteuer ausgesetzt habe, seien die in den Bescheiden 
vom 13.11.2017 bzw. 20.5.2019 genannten Fälligkeitstermine mit dem 
18.12.2017 (Umsatzsteuer für 2012 und 2013) sowie den 24.6.2019 
(Umsatzsteuer für 2014 und 2015) für den Beginn des Zinslaufs maßgeblich. 
Der Zinslauf ende für die Umsatzsteuer 2012 und 2013 am 3.7.2019 und für die 
Umsatzsteuer 2014 und 2015 am 5.7.2021. Maßgeblich für die Entstehung des 
Zinsanspruchs im Sinne von § 237 Abs. 1 AO sei nicht der tatsächliche Vollzug 
des entsprechenden Bescheides, sondern die Tatsache, dass hinsichtlich des 
geschuldeten Steuerbetrages Aussetzung der Vollziehung gewährt wurde (sog. 
Tatbestandswirkung der Aussetzung der Vollziehung). 
Nach den Verfügungen vom 22.11.2017 und 5.6.2019 endete die gewährte 
Aussetzung der Vollziehung jeweils einen Monat nach Bekanntgabe der 
Einspruchsentscheidung. Da die Einspruchsentscheidungen am 31.5.2019 
(Umsatzsteuer für 2012 und 2013) und 31.5.2021 (Umsatzsteuer für 2014 und 
2015) ergangen seien, würden diese nach der Dreitagesfiktion nach § 122 Abs. 2 
Nr. 1 AO am 3.6.2019 bzw. am 3.6.2021 als bekanntgegeben gelten. Die 
Aussetzung der Vollziehung ende damit jeweils einen Monat später am 3.7.2019 
bzw. 5.7.2021. Dass das Finanzamt das Ende der Aussetzung der Vollziehung für 
die Umsatzsteuer 2014 und 2015 bereits am 7.6.2021 als beendet ansehe, 
verkürze den Zinszeitraum. Dies wirke sich im vorliegenden Verfahren aber 
zugunsten des Klägers aus, da der Zinszeitraum dadurch um einen Monat 
vermindert werde. 
Auch die Zinsberechnung mit 18 bzw. 23 vollen Zinsmonaten, der jeweils 
ermittelte zu verzinsende Betrag und die Anwendung des Zinssatzes nach § 238 
Abs. 1 Satz 1 AO seien nicht zu beanstanden. 
Insbesondere sei die monatliche Zinshöhe der Aussetzungszinsen i.H. von 0,5 
Prozent verfassungsgemäß. Das BVerfG habe seine Unvereinbarkeitserklärung 
hinsichtlich der Zinshöhe ausdrücklich auf die sog. Vollverzinsung nach § 233a 
AO beschränkt und eine Erstreckung der Unvereinbarkeitserklärung auf andere 
Verzinsungstatbestände --vorliegend 237 AO-- ausdrücklich abgelehnt. 
Im Gegensatz zur Vollverzinsung sei den anderen Verzinsungstatbeständen der 
AO nicht nur gemeinsam, dass sie lediglich Verzinsungen für bestimmte, konkret 
umschriebene Liquiditätsvorteile der Steuerpflichtigen vorsehen und eine 
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Verzinsung in der Regel erst nach Fälligkeit erfolge, sondern vor allem auch, dass 
die Verwirklichung des Zinstatbestands und damit die Entstehung von Zinsen 
grundsätzlich auf einen Antrag der Steuerpflichtigen zurückzuführen sei oder 
jedenfalls von ihnen bewusst in Kauf genommen werde. Steuerpflichtige hätten 
daher -anders als bei der Vollverzinsung- grundsätzlich die Wahl, ob sie den 
Zinstatbestand verwirklichen und den in § 238 Abs. 1 Satz 1 AO geregelten 
Zinssatz hinnehmen oder ob sie die Steuerschuld tilgen und sich im Bedarfsfall 
die erforderlichen Geldmittel zur Begleichung der Steuerschuld anderweitig zu 
zinsgünstigeren Konditionen beschaffen würden. 
Der Zinsanspruch sei auch nicht verwirkt. Die Dauer des 
Rechtsbehelfsverfahrens, die vorliegend durchaus in einem angemessenen 
Verhältnis zur Komplexität des Streitfalles gestanden habe, sei kein Grund, eine 
Verwirkung des Zinsanspruchs anzunehmen, wenn der Steuerpflichtige so wie 
vorliegend durch die spätere Zahlung der geschuldeten Steuern tatsächlich einen 
Zinsvorteil erlange. 
Die Revision wurde im Hinblick auf das beim Bundesfinanzhof unter dem 
Aktenzeichen VIII R 9/23 anhängige Verfahren zur Verfassungsmäßigkeit der 
Höhe der Aussetzungszinsen (siehe unseren Blogbeitrag) zugelassen, jedoch 
offenbar nicht eingelegt. Das Urteil ist laut juris rechtskräftig. 
Fundstelle 
Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 11. Mai 2023 (1 K 180/22); rkr., 
siehe den Newsletter 2/2023 des Finanzgerichts 
 

Business Meldungen 
 
Das neue Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz – Schneller, weiter, besser? 
  
Das bis zum 31. August 2024 befristete Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz 
(KapMuG) läuft aus. Nachdem der Bundestag das Gesetz am 13. Juni 2024 
beschlossen und der Bundesrat keinen Einspruch eingelegt hat, wird das 
novellierte KapMuG noch diesen Sommer in Kraft treten. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
Transfer Pricing Breakfast Hamburg 
Präsenzveranstaltung, 17.9.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

https://www.pwc-events.com/TP-Breakfast
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236825/keine-verfassungsrechtlichen-bedenken-gegen-die-hoehe-der-aussetzungszinsen/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/244348/das-neue-kapitalanleger-musterverfahrensgesetz-schneller-weiter-besser/


11 

E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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